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Amtlicher Teil .
Vsden und die Frage der Vrzirks-

witllcdattsrüle.
— Im Ministerium des Innern fand gestern nachmittag

ine Besprechung über die Organisation der Bezirlswirt -

Haftsräte , insbesondere über deren räumliche Abgrenzung mit
»tttretern aus Handel . Industrie und Gewerbe . Lrbettgebe .n
^ Arbeitnehmern . sowie Vertretern der Verbraucherschaft statt ,
fuch mehrere badische Reichstagsabgeordnete und andrste Mir »
-lieder des vorläufigen ReichswirtschaftSratS nahmea an der
Besprechung teil .

Minister Remmele , der die Verhandlungen leitete , de»
ianklte in seinem einleitenden Vortrage über den Stand der
krage u . a . die Schwierigkeiten , die sich daraus ergeben , daß
inerseit » den Kreisen von Handel , Industrie und Gewerbe
ine baldige Klärung der Angelegenheit geboten erscheint , an .
iererseitS aber die erforderlichen Voraussetzungen einer Eut -
Heidung des Reich » über die Abgrenzung der W,r '. ,chasrS»
»ezirke für eine endgültige Stellungnahme noch nicht gegeben
inb. Der Minister nahm dabei Veranlassung zu erklären ,
« tz die Regierung den Bestrebungen gegenüber , die von
Frankfurt aus auf die Bildung eines rhein -mauiischen
öezirkswirtstbaftsrats unter Einbeziehung des untiroadische 1
NirtschaftsgebivteS ausgehen , den schärfsten Widerstand auf .
iieten müsse. ,

Die Konferenz war sich darüber einig , daß unter Ser Ver -
mssetzung einer Einteilung des Reichs in 10—12 große Wirt .
Haftsbezirke die Frage eines besonderen badischen Wirt -
Haftsbezirks hinfällig ist und nur die Angliederung Bai en »
m einen großen südwestdeutschen Wirtschafts be .
>irk , der Württemberg , Baden und die Pfalz umfassen dürfte ,
n Betracht kommen kann .

Ein in der Aussprache vorgebrachter Vorschlag , einen pari »
« tischen Arbeitsausschuß aus führenden Vertretern
>es badischen Wirtschaftslebens zu bilden , der die Ausarie
saben toll , durch sorgfältige Prüfung aller Einzelfragen eine
mdgültige Stellungnahme vorzuberetten , fand die Zustimmung
»er Konferenz . Der Minister erklärte sich bereit , für die
Lusführung dieses Vorschlags im Staatsministerium einz -
reten.

Me Förderung der Viehzucht in Kaden .
** Fm Ministerium des Innern fand am 8. Februar unter

dem Vorsitz von Minister Remmele eine Besprechung über
die künftigen staatlichen Maßnahmen zur Förderung der
" ' " ^Viehzucht in Baden statt , zu der Vertreter der Zuchtber »
bände, Zuchtgenossenschaften , sonstiger landwirtschaftlicher
Körperschaften und Verbände , der Tierärz ' ekammer und des
Vereins badischer Staatstierärzte , sowie die Zuchtinspektoren ,
Landwirtschaftsinspektoren und eine Anzahl technischer Leiter
von Züchtervereinigungen geladen waren . In einem ein¬
gehenden Vortrag gab Oberregierungsrat Fehsenmeier
einen Überblick über die bisherige Entwicklung der Viehzucht
in Baden und stellte dann eine Reihe von Grundsätzen auf ,
die für die künftige Förderung unserer heimischen Rindvieh .
Sucht mit staatlichen Mitteln maßgebend sein sollen .

Diese Grundsätze fanden bei allen Erschienenen lebhafte Zu¬
stimmung und wiederholt wurde aus der Versammlung her »
«u» der Regierung der Dank für die grundlegenden Maßnah .
men zur Förderung der Viehzucht in Baden ausgesprochen .

Ausführlicher Bericht über die Sitzung unter »Badische

Lur Frage der Bautätigkeit .
** Das Statistische Lande Samt hat im Auftrag « des Ar »

beitsministeriums über die Bautätigkeit in Baden in samt »
«Hen Gemeinden Ende Oktober 18M eine Erhebung borge »
" Sminen, die u . a . folgendes Ergebnis hatte :

Vom 1 . Fuli 1S18 bis 31 . Oktober 1920 wurden nach den
« vgccken der Gemeinden teils in Neubauten , teils durch Um -
bauten oder Einbauten in vorhandenen Gebäuden tm ganzen
12858 Wohnungen , und zwar 8746 Dauerwohnungen uns
slIO Not - und Behelfswohnungen , fertiggestellt . Anfangs
November waren außerdem noch 2781 Dauer - und 407 Not »
mohnungen , zusammen also 3188 , in Ausführung begriffen ;

den letzteren konnten bis Ende des Jahres 1920 noch 1l3S
Wohnungen fertiggestellt werden . Von den fertiggestellten
Ad noch im Bau befindlichen Wohnungen (16044 ) entfallen
V94 ( lg Vroz .) auf 749 Gemeinden mit unter 2000 Si ' iwr -H-
Arn . 5613 (35 Proz .) auf 168 Gemeinden mit MM l" S 29 000
Anwohnern , 3642 (33 Proz .) auf 5 Gemeinden mit 20 OM
Ens Ivooog Einwohnern und 3786 (33 Proz .) auf 2 Gemeinden
mit über IM OM Einwohnern — Karlsruhe ( 1248 ) und Mann .
A7m (2540) —>. Mithin wurden von den 1588 Gemeinden des
«andeS in 924 oder in rund 88 Proz . der Gemeinden seil dem
^- Juli 1918 . Wohnungen errichtet , und zwar in 7 Gemeinden

über 20 000 Einwohnern im ganzer » 7437 oder rund
^

" roz . und in 917 Gemeinden mit unter 20 OM Ernwoh .
8607 oder rund 54 Proz . In zwei Bezirken des Lande »

und Schwetzingen — waren sämtliche Gemeinden an
A Errichtung von neuen Wohnungen beteiligt ; in jeder
Awremde dieser beiden Bezirke besteht außerdem jetzt noch
füllender weiterer Bedarf an neuen Wohnungen . Nach An -

der Gemeinden des Landes müssen außer den im Bau
T̂ kglenen Wohnungen zu den bisher vorhandenen — eS

" in i . November 1860 im ganzen 502 954 — alsbald" « tz 18 362 Wahlrunden in 451 Gemeinden errichtet werden ,
dem dringendsten Wohnungslbedarf zu genügen ,

r ^ un
. umn berücksichtigt , daß nach einer Feststellung , vre

aenÄ .̂
i' 9 mit der Erhebung über die bisherige Bautätigkeit"*« ° cht wurde , am 1. Juli 1930 18437 Familien ohne bes , -.

dere Wohnung waren — es waren dies in der Hauptsache jung
verheiratete Ehepaare , die noch bei Eltern wohnten , oder Fa -
milien , die in Notwohnungen untergebracht waren und auf
die Zuweisung einer Dauerwohnung warteten , oder solche,
welche der Größe ihrer Familie entsprechend eine geräumigere
Wohnung nötig hätten , oder verheiratete Personen , die er »
werbshalber in eine Gemeinde zugezogen find , deren Familie
aber zunäckst nicht untergvbracht werden konnte —. so dürfte
der von den Gemeinden als Lringend bezeichnet « Wohnung » ,
bedarf ( 18 362 ) im Hinblick auf die allgemein vorhandene
große Zahl von Wohnungssuchenden nicht zu hoch gegriffen
sein .

'NmtatzlteuererlrlArungen.
** Das Landesfinanzamt gibt bekannt : Wer im Kalender »

jahr 1920 durch eine selbständige gewerbliche oder berufliche
Tätigkeit Roheinnahmen erzielt hat , war verpflichtet , inner »
halb des Monats Januar 1931 eine Umsahsteuererksärung ab »
zugeben . Wer diese Frist ohne Entschuldigung versäumt hat ,
kann vom Finanzamt einen Zuschlag zu seiner Steuersch U»
digkeit auferlegt erhalten , der bis zu 10 v . H . betragen kann .
Wer die Steuererklärung noch nicht abgege¬
ben hat , tut gut daran , sie schleunigst einzu¬
reichen ; wohnt der Steuerpflichtige am Sitze deS Finanz¬
amts , ist sie vortselbst , sonst bei der Steuereinnehmer «, deS
Wohnorts abzugeben . Bei diesen Stellen erhält man auch die
Vordrucke für die Erklärungen . Kleine Überschreitungen der
Abgabefrist wird das Finanzamt nachsichtig beurteilen .

Deutschland und Rußland .
Berlin . 7. Februar .

Kluge Leute , sogenannte »Nußlandkenner " in und außer ,
halb Deutschlands , haben angesichts der jüngsten Pariser Er¬
drosselungsbeschlüsse gemeint , Deutschland werde sich für
alles , was es den Ententeregierungen zu zahlen habe , einfach
an Rußland schadlos halten , das mit seinen ungemessenen
Wodenreichtürnern da » Reservoir sei, aus dem wir nur zu
schöpfen brauchten , um uirs mit allem nötigen zu versorgen .
Und darum rät man uns , dem englischen Beispiel zu folgen ,
und einen Handelsvertrag mit der Sowjetregierung
ohne Zaudern abzuschließen . Die so zu uns reden , sind nicht
etwa bloß unsere kommunistischen Jllusionspolitiker , die ja
aus Rußland weniger das Brot als die allein seligmachende
Weltrevolution importieren wollen , sondern auch Politiker und
Wirtschaftler mittleren Kalibers , die sich nun ! einmal von
ihren ideologischen Vorstellungen nicht lossagen können , denen
zufolge das russische Reich immer noch gegen 23 Millionen
Quadratkilometer mit gegen 130 Millionen Menschen dar¬
stellt , von denen 85 Prozent der Bewohner Ackerbau trei¬
ben . Aus diese einfache Formel gebracht , erscheint ihnen die
Lösung des Versorgungsproblems Deutschlands so einfach ,
daß sie nicht begreifen können , warum wir uns der reichen
Früchte deS russischen Betzens immer noch nicht bemächtigt
haben . An diesen wunderlichen Heiligen ist scheinbar nutzt
nur der Krieg , der Rußland politisch zerstückelt >un - wirt¬
schaftlich zerschmettert hat , sondern auch das zweijährige Ver¬
wüstungsregime der Bolschewisten spurlos vorübergegan -

gen , das nicht nur jede Produktion , außer auf dem Ge¬
biet der revolutionären Weltpropaganda , zum Stillstand ge¬
bracht , sondern das wirtschaftliche Leben des Landes auch in
die Urformen des grauen Altertums zurückgeworfen hat . In
Rußland hungert heute nicht nur der Städter , sondern
auch der Bauer muß sein Letztes für die hungernde rote
Armee , den einzigen Pfeiler bolschewistischer Herrlichkeit , her »
gebs ». Fünfundzwanzig Prozent aller Fabriken stehen
still und die Arbeitenden schassen meist nur Kriegsmaterial
sind also auch unproduktiv . Und wenn man liest , daß die
Moskauer Regierung , die ein » der größten Kohlenbecken .der
Welt im Donetz ihr eigen nennt , soeben wieder 19 Eisen »
bahnlinien aus Mangel an Heizmaterial hat stillegea
müssen , dann müßte schließlich auch unseren sogenannten
Nußlandkennern ein Licht darüber aufgehen , daß ein Land ,
LaS weder über Produkte noch auch über Trans¬
portmittel verfügt , um sie uns zuzuführen und eine Re¬
gierung , die diese trostlosen Zustände ganz allein verschuldet
hat , im Augenblick nicht das Ziel unserer wirtschaftlichen Sehn¬
sucht sein kann .

Und dennoch , wir brauchen Rußland und Rußland braucht
uns . Darüber find sich auch die Russen selbst, hier meine ich
die Bürgerlichen , völlig im Klaren . Und wie beispiels¬
weise die Berliner russischen Demokraten , im besonderen die
»Partei der Volksfreiheit ' , über dieses Problem
denkt , sei im nachstehenden ausgeführt .

Die Wiederaufrichtung Rußlands , so meinen sie, ist ein Er¬
fordernis der Weltkultur . Der Niedergang ihres Vaterlandes
ist dagegen nur solchen Mächten erwünscht , die seine frühere
Machtstellung au » irgend welchen Gründen fürchten zu müs¬

sen glauben . Zu diesen gehört England , das die bolsch«.
wistische Propaganda immer noch alz daS kleinere Übel an -
sieht und dem ein einziges und ungeteiltes Groß -
ruMand auch heute noch ein Dorn im Auge sein würde .
Deutschland , besitzt heute keine Kolonie « und keine Flotte
mehr . Die Zufuhr von Rohstoffen über See und damit da »
Gedeihen seiner Industrie ist damit in Abhängigkeit gerate »
von Mächten » die die Meerwege beherrschen . Die einzig »
Möglichkeit , aus diesem BasallenverhältniS herauszukonuneitz
ist für Deutschland folglich nur die Beschaffung von Rohstoffe «
auf dem Landwege aus Rußland . Alle seine Handelsbe¬
ziehungen mit Südamerika , Afrika , China und anderen üb « »
seestaaten stehen im Zeichen der Abhängigkeit von der Macht
anderer . Nur mit der Wiederaufrichtung Rußlands kan «
Deutschland seine Unabhängigkeit wiedererlangen .

Freilich , im Augenblick haben Deutschland und Rußland !
keine gemeinsamen Grenzen . Die Ententestaaten haben in
»veitschauender Vorsicht sie dieser beraubt , nicht etwa , um da »
erster « vor dem Bolschewismus zu schützen, sondern u « l
zwei notleidende Länder von einander - «
trennen . Nichtsdestoweniger wird im Falle de» Aufer »
stehen » Rußlands die Trennungsschicht sich als allzu düu «
erweisen , um die Bereinigung zweier Riesen zu verhindere
Deutschland ist aber der westliche Nachbar deS russischen Rei¬
ches, seine Rohstoffe können ihm daher nur durch da» zen¬
trale europäische Rußland zusiießen . ES ist somit
an der Einheit de» russischen Staates interessiert , den »
sein Zerfall in kleinere Staate », würde ihn aller wirtschaft¬
lich« Vorteile seiner Nachbarschaft berauben .

Ab« Rußland ist für Deutschland nicht nur ein « reich»
Quelle für den Rohstoffbezug , sondern auch das beste Ab »
satzgebiet für seine Jndustrieerzeugnisse . In dieser Be¬
ziehung liegen die Dinge zurzeit ungünstig , weil Rußland
hierfür nicht » in Tausch gebet , kann . Aber auch hier zeigt eS
sich, daß Deutschland auf dem Wege zu erwerbender Kon¬
zessionen und Mandate «:ox den anderen Staaten hie
größeren Chancen voraus haben würde , sobald in Rußland
eine Regierung an » Ruder gekommen sein wirk die nicht nur
Verträge abzuschließen bereit ist — das sind ja auch die Bol¬
schewisten —, sondern auch genügende Garantien für ihr »
Einhaltung bietet .

So braucht denn Deutschland nicht nur ein zu produktive «
Arbeit und staatlich -normalen Formen zurückgekehrte » und
ungeteiltes Rußland , sondern auch ein Rußland mit staat¬
lichen Machtmitteln , die auch für die Erreichung sei¬
ner eigenen Zwecke erforderlich sind . Und darin unterscheidet
sich Deutschland in den Augen nicht nur der russischen Demo¬
kraten , sondern Wohl auch in denen der Mehrzahl der ruflk .
schen bürgerlichen Parteien , von allen anderen Staat « «.

Die Lcku 'rekorm und
Schulbeginn .

(Aus der Rede des Ministers Hummel im badische «»
Landtag -)

Bei der in voriger Woche borgenommenen Beratung veil
2 . Nachtrages führte Unterrichtsminister Hummel aus :

Wenn dav ^ l gesprochen worden ist, daß eS in unserem ! ,
Ministerium an der nötigen »Initiative ' auf dem Gebiete d« >
Schulreform fehle , so möchte ich doch auf eines Hinweisen ? ,
Wenn überhaupt in Deutschland , im Reichsschulausschuß und ,
in Berlin , Schulfragen allgemeiner Art rasch und unverzüglich ,
in Angriff genommen worden sind, so ist das nicht zum min » '

besten darauf zurückzuführen , daß gerade das badische Unter¬
richtsministerium von den ersten Tagen an , in denen dies«
Fragen in Berlin auftraten , seinerseits auf die Fragen hinge¬
wiesen hat , die zur Behandlung kommen ; ich glaube sagen z«
können , daß bei der Aufstellung deS Programms der Reich»-

schulkonferenz es insbesondere unsere Vorschläge waren , di«

zur Erörterung dieser wichtigen Fragen geführt haben . Und
wenn überhaupt von Initiative die Rede ist, so weiß man .
glaube ich, au anderen Stellen mindestens besser als da » hi«
der Fall war , daß eS uns an der nötigen Initiative nicht ge¬
fehlt hat . Ich darf doch darauf Hinweisen, daß wir im Jahr ,
1920 die Landesschulkonferenz abgehalten haben , eS hat eia «
Reichsschulkonferen ^ stattgefunden , wir haben eine Kreisschul¬
ratskonferenz veranstaltet und eine Direktorenkonferenz , wir

haben viele Sitzungen des ReichsschulausschuffeS besuche»
müssen , wir haben schon eine ganze Reihe Hochschulkonferen¬
zen gehabt und morgen beginnt eine erneute Hochschulkonse-

renz in Heilbronn . Dazu kommen die zahlreichen Sitzungen ,
innerhalb des Ministeriums selbst. Und nun kann man nebe » .

Mit emer Beilage : 12 . «. 13. öffentliche Sitzung über die Verhandlungen deS Badischen Landtags.



dieser ungeheuren Belastung doch hervorheben, - atz auf einer
Ganzen Reihe von organisatorischen Gebieten im Verlauf die¬
ses Jahres von uns maßgebliches geleistet Morden ist.

Trotz dieser ungeheuren Belastung find wir in der Umge¬
staltung unseres Schulwesens auf Grund unserer Initiative
Vorwärts geschritten. Es ist ja als erstes allgemeines und be¬
deutsames Gesetz das Grundschulgesetz vom 18. April 1920
erschienen , das die vierjährige Dauer der Grundschule in
Deutschland festgelegt hat . In Verfolgung dieses Gesetzes
«nd in Verfolgung der übrigen Bestimmungen der Reichsver-
sassung, auch in Ausführung der badischen Verfassung war
xs auch schon vorher notwendig geworden, zunächst die staat¬
lichen Vorschulen aufzuheben, was unsererseits geschehen ist.
An bezug auf die Aufhebung der privaten Vorschulen sin- wi ^
lnit zwei Erlassen vorgegangen, in denen zunächst die Aufhe¬
bung auf das Jahr 1924/25 angeordnet , im Zusammenhalt »
mit . Bestimmungen der Reichsverfassung in einzelnen Fällen
aber dann die Möglichkeit gelassen wurde, die Aufhebung der
Vorschulen bis zum Jahre 1929/30 zu verschieben .

Die wichtigste und wesentlichste Wirkung dieses Grund -
schulgesetzes war aber der Einfluß auf den Beginn des
Schuljahres , über den ja auch hier die verschiedensten Redner
des Hauses schon gesprochen haben. Der Herr Abg . v .
Mayer hat vorhin die Meinung ausgesprochen, es sei nicht
unter allen Umständen notwendig, den Beginn des Schul¬
jahres in den höheren Schulen und den Volksschulen zusam¬
menzulegen, wenn ich ihn richtig verstanden habe. Solange
das Reichsgesetz über den vierjährigen Bestand der Volks¬
schule besteht , kann ich für meine Person einen anderen Weg
nicht erblicken , als das Zusammenlegen des Anfangs de«
Volksschulen und der Höheren Schulen . (Abg . v . Mayer :
Ich meine, aus theoretischen Erwägungen ! ) Ich bin eben
genötigt, die Reichsgesetze zu vollziehen und muß darnach Ver¬
fahren . Bei uns in Baden waren die Dinge so geordnet ,
daß wir einen dreieinhalbjährigen Volksschulbesuch dem Be¬
such der höheren Schulen vorausgehen ließen . Wir hatten in¬
folgedessen einen verschiedenenBeginn der Höheren Schulen und
der Volksschulen . In den Volksschulen begann das Schuljahr
an Ostern, in den höheren Schulen im Herbst, so daß der
Ausgleich mit den dreieinhalb Jahren dadurch automatisch
herbeigeführt wurde. Infolge des Grundschulgesetzes ist es
nun notwendig geworden, den Beginn der Volksschulen und
der höheren Schulen auf einen Termin zusammenzulegen .
Auf der anderen Seite stand aber dem gegenüber die ganz
verschiedenartige Regelung des Schuljahrsbeginns durch ganz
Deutschland hindurch. In den verschiedenen Ländern waren
die Dinge ganz verschieden geordnet. In Preußen ist seit
unvordenklichen Zeiten der Schulbeginn für die höheren Schu¬
len und für die Volksschulen an Ostern , und die Gesundheits -
patistik in Preußen hat bisher eine größere Sterblichkeit als
in den süddeutschen Staaten nicht ergeben. In Württem¬
berg war für die Volksschule auf dem Lande der Schulbeginn
an Ostern , in den kleinen höheren Schulen im Frühjahr , in
den großen höheren Schulen im Herbst. In Bayern haben
die höheren Schulen im Herbst begonnen, die großen Volks¬
schulen auch im Herbst und die kleinen Volksschulen am 1. Mai ,
d. h . also die ländlichen Volksschulen in Rücksicht auf die Be¬
dürfnisse der Landbevölkerung. Diese verschiedenartige Rege¬
lung des Schulbeginns in Deutschland hat im Lauf der Jahre
große Nnzuträglichkeiten ergeben, vor allem Schwierigkeiten
bei der Umschulung von Schülern . Denn wenn die Eltern von
einem Staat mit der einen Regelung in einen Staat mit der
anderen Regelung verzogen sind , hat sich dabei die Notwendig¬
keit ergeben, daß der Schüler ein Jahr verloren hat, weil e»
njcht in dieselbe Klasse eintreten konnte, aus der er kam,
weil er in dem anderen Staat eben noch eine zu geringe
Unterrichtszeit in der betreffenden Klasse verbracht hätte . Des¬
halb war er genötigt, in die nächst untere Klasse einzutreten ,
so daß eben der Verlust eines Jahres damit verknüpft war .
Man war sich darüber einig, daß das ein Zustand sei, mit
dem unbedingt ein Ende gemacht werden müsse . Das Be¬
dürfnis der Zusammenlegung des Schuljahrbeginns durch
ganz Deutschland hindurch war in der pädagogischen Fach-
presse und der Tagespresse allgemein anerkannt und ein wirk¬
liches Bedürfnis . Es war deshalb auf unsere Anregung hin
erklärlich, daß in den Sitzungen des ReichsschulausschusseS
und der Tagung der Reichsschulkonferenz die Frage der Ver¬
einheitlichung des Schuljahrsbeginns durch ganz Deutschland
auf die Tagesordnung gesetzt wurde. Wir haben zunächst
einen abschließenden Standpunkt in dieser Frage nicht ein¬
genommen. Ich habe mir erlaubt auf der Landesschulkonfe¬
renz auf die Bedeutung dieser Frage hinzuweisen in der
Annahme, daß ich eine Stellungnahme aus der Mitte der
Landesschulkonferenz verzeichnen könnte. In dem stenogra¬
phischen Protokoll der Landesschulkonferenz, Seite 17, befin¬
den sich meine dahingehenden Bemerkungen zu dieser Frage .
Mündliche Bemerkungen hinsichtlich des Schuljahres haben

- aber sehr wenige stattgefunden trotz der Bedeutung der
Frage und trotzdem anzunehmen war, daß das Grundschul¬
gesetz sehr bald erscheinen würde, was sich ja auch bestätigt
hat .

Wir haben über die Verlegung des Schuljahröeginns für
die Volksschulen auf den Herbst sämtliche Kreisschulräte ge¬
hört . Sie haben einstimmig erklärt , daß sie es für unmög¬
lich hglten, insbesondere vom Standpunkte der Überlegung,
die ich eben gemacht habe, aber auch deshalb, weil der Über¬
gang in die bürgerlichen Berufe um die Osterzeit leichter ist
MS im Herbst. Wenn man in einen bürgerlichen Beruf im
Herbst übergeht, dann steht man oft vor der Tatsache, daß in
einer Reihe von Berufen um diese Zeit überhaupt nicht mehr
gearbeitet wird, so im Baugewerbe , der Landwirtschaft und
in einer ganzen ander -» Reihe von Berufen . Die Schulkin¬
der, die dann entlassen werden, würden in ein Stadium ge¬
zwungener Faulenzerei hineingesetzt, das für den Übergang in
der» neuen Beruf nicht sehr günstig wirken würde , ganz abge-
s^hen davon, daß die Gefahr bestünde, - atz sie sich dann Be¬

rufen zuwenden würden, die uns weniger wünschenswert
sind als die Tätigkeiten, die in einem geordneten Berufe vor
liegen, besonders in der Landwirtschaft. Ich möchte auch dar-
auf Hinweisen , daß die Verlegung des Schuljahrschlusses auf
den Herbst im letzten halben Jahr des 8 . Schuljahres uner¬
trägliche Zustände schaffen würde. Die Landwirtschaft wäre
schwer dazu zu bringen , auf die Mitarbeit ihrer Kinder in
diesem halben Jahr zu verzichten , und so würde man eben
praktisch auf die 7l4jährige Schulzeit kommen, was in Bayern
in den ländlichen Gegenden infolge dieser Regelung vielfach
der Fall ist. Es liegt auch im Interesse der Durchführung
der achtjährigen Volksschulpflicht , bei der jetzigen Regelung
zu verbleiben. Ich weise hin auf die Schwierigkeiten für die
kleinen Anfänger , die genötigt wären , wenn wir den Schul¬
jahrbeginn für die Volksschulen auf den Herbst verlegen wür¬
den, über den gefallenen Schnee zum erstenmal den Schul¬
weg zu machen , insbesondere in den Gebieten des Schwarz¬
waldes. So ist es doch möglich , daß sie den Schulweg im
Frühjahr zu einer Zeit machen , wo die Tage länger sind und
das Gelände übersichtlich ist, während das im Herbst außer -
ordentlich schwierig wäre . (Schluß folgt.)

Dolititcbe Neuigkeiten .
Weitere protctte .

* Bei der Reichsregierung ist eine Fülle von Telegrammen
von den Parteiorganisationen und von Industrie und Handel
eingegangen , in denen auf die verhängnisvollen Folgen hin¬
gewiesen wird, die namentlich für die deutsche Wirtschaft durch
die Annahme der Pariser Beschlüsse entstehen würden . Die
Regierung wird gebeten, fest auf dem Standpunkte , wie ihn
Reichsminister Dr . Simons im Reichstage vertreten hat , zu
bleiben.

Der Lint - rucb Amerikas .
Aus einem Artikel von Pertinax im »Echo de Paris " ist

laut »B . Pr .
" zä enitnehmen, daß im Quai d'Orsay offenbar

offiziell die Nachricht ringetroffen istz daß die Regierung der
Bereinigten Staaten nicht bereit ist, die 12prozentige Ausfuhr¬
steuer, die auf der Pariser Konferenz beschlossen wurde , zu
akzeptieren. Die Gründe , die dazu führten , daß die amerika¬
nische Regierung sich weigert , diese Beschlüsse anzuerkennen ,
liegen darin , daß die amerikanischen Geschäftsleute unter einer
Beeinträchtigung des deutsch - amerikanischen Handels schwer
zu leiden hätte ».

Die Pariser Ausgabe der „ Chicago-Tribüne " meldet aus
Newhork, daß James Hamilton - Levis, der ehemalige Einpeit¬
scher der Demokraten im Senat , vor dem Verein der Fern -
West»Reisenden einen Vortrag hielt , in dem er die Pariser
Beschlüsse besprach . Er setzte auseinander , daß die amerika -
«ischen Geschäftsleute die Regierung unterstützen müßten , um
zu verhindern , daß Deutschland vernichtet werde. Die Ver¬
nichtung von Deutschland würde den Anfang vom Ende für
Len amerikanischen Handel bedeuten . Die Wiedergutma¬
chungsbeschlüsse der Pariser Konferenz seien geeignet , die Zen¬
tralmächte in Amerika von jeglicher wirtschaftlicher Hilfe ab-
guschneiden . Die Zahlungsweise sei offensichtlich so aufgesetzt
Worden , daß Deutschland von keinem andere « Kredttglänbiger
Hilfe erhalten könne . Die Vereinigten Staaten dürften dies
Unrecht nicht zulassen.

Die Eröffnungen , welche der englische Mnanzminister Cham-
berlain am letzten Freitag in Birmingham gemacht hatte ,
nämlich, Latz die englische Regjierung die formelle Annnullie -
rung der interalliierten Schuld vorgeschlagen habe und daß
dieser Vorschlag von der amerikanischen Regierung angenom¬
men worden sei , ist nach einer Londoner Blättermeldung in
Newhork als große politische Sensation wiedergegeben worden .
Das amerikanische Publikum hat von der Existenz eines sol¬
chen Vorschlages bis jetzt nichts gewußt , und die nächste Folge
der Enthüllungen Chamberlains war ein sofortiges Anschwel¬
len der Opposition gegen die Wilson-Partei und gegen die anti -
englische Regierung . In MegierungSkreisen in Washington
gibt man der Hoffnung Ausdruck, daß die Alliierten ihre
Schulden gegenüber Amerika zahlen können und wollen !

Lin amerikanitcber Vorschlag.
Wir hatten bereits gemeldet, daß Senator France eine Re¬

solution vorlegen wolle , die die Vereinigten Staaten einlädt ,
auf eine Herabsetzung der von den Alliierten in Paris vor¬
geschlagenen Entschädigungssumme hinzuwirken . Die eng¬
lischen Blätter melden nun , daß er dem Senat auch einen Ent¬
wurf der Vorschläge unterbreiten werde, die Amerika machen
solle . Sie lauten im einzelnen :

1 . Herabsetzung der deutschen Entschädigungssumme auf
16 Milliarden Dollar oder 28 jährliche Zahlungen von
1 Milliarde Dollar , von denen jede das Kapital und die
anwachsenden Zinsen darstellt .

L. Gewährung eines Kredits an Deutschland in Höhe von
6 Milliarden Dollar im Hinblick auf seine afrikanischen
Kolonien und die Käbel, die wahrend des Krieges weg¬
genommen wurden .

3. Vollmacht zum Ankauf der Kolonien und Kabel durch die
Bereinigten Staaten für die genannte Summe von 5
Milliarden Dollar , die gegen die Schulden der Alliierten
an Amerika in Zahlung genommen würden .

Die Verhandlungen in Krüssel.
Wie verlautet , hat der erste Delegierte der deutschen Delegation

für Brüssel, Staatssekretär Bergmann , eine Einladung zu»
Fortsetzung der Verhandlungen in Brüssel für den 7 . Februar
erhalten . Herr Bergmann hat geantwortet , daß die deutschs
Delegation nicht in der Lage sei, der Einladung zu folgen,
weil die deutsche Regierung augenblicklich mit der Prüfung und
Durcharbeitung der Pariser Beschlüsse befaßt sei und hierbei
die Hilfe der für Brüssel bestimmten Sachverständigen nicht
entbehren könnte.

Bayern und das Ikeick.
Amtlich wird aus München gemeldet : Der bayerische Mini¬

sterpräsident ist Sonntag nachmittag von der Konferenz der
Ministerpräsidenten zurückgekehrt, die die Reichsregierung aufLen 8 . Februar nach Berlin eingeladen hatte . Tie Konferenz,die unter dem Vorsitze des Reichskanzlers tagte , beschäftigte
sich mit der Haltung , die die Reichsregieeung der Pariser Rote
« er alliierten Mächte gegenüber einnehmen wird . Das Votum
des bayerischen Ministerpräsidenten war entsprechend nach sei-nein Antrag durch den Beschluß des Mimsterrates und der
Führer der Koalition vom letzten Freitag festgelegt. Da über
diese Vorschläge keine Einigung erzielt werden konnte, beriefder Ministerpräsident auf Montag nachmittag eine neue M,ni -
sterratssitzung , die indessen wegen dienstlicher Abwesenheit

I eines Kabinettsmitgliedes auf Dienstag Vormittag verschove«wurde. In dieser Sitzung sollte der Mimsterpräsidenr über
> den Verlaus der Berliner Verhandlungen berichten und daß' gesamte Ministerium zu neuen Beschlußfassungen veranlassen.

^reaktionäre Detze in ssvüncben .
über neue reaktionäre Treibereien in München wird der

» Franks . Ztg .
" von dort gemeldet : '

„Durch Aufrufe an den Anschlagsäulen werden die chauvini.
stifchen Leidenschaften der Münchener Bevölkerung in unver¬
antwortlicher Weise aufgestachelt. Neben einer derartigen
von der Dentfchnationalen Bolkspartei unterschriebenen Kund¬
gebung ist eine solche von anonymer Seite erschienen, in der
die Reichsregierung in der niederträchtigsten Weise beschimpft
und an das deutsche Volk die Frage gerichtet wird , ob es oie
Entscheidung über feine letzte Ehre wieder in die Hände einer
Regierung in Berlin legen wolle, die den deutschen Namen
seit zwei Jahren habe erniedrigen lassen und nun die Ehre
für materielle Vorteile verschachern wolle. Die Frage der
Einwohnerwehren ist zwar in diesem in einer geradezu tollen
Sprache verfaßten Aufruf nicht ausdrücklich erwähnt , doch
geht aus dem Zusammenhang hervor, was gemeint ist, wenn
die Bevölkerung aufgefordert wird , zu zeigen, daß sie zum
Äußersten bereit sei , um zu verhindern , daß Deutschland eine
französische Kolonie werde, und wenn im Anschluß hieran der
Appell ergeht : „Anf zrun Widerstand, heraus mit Eurem
Zorn !" Bemerkenswert ist, daß dieses aufreizende Plakat die
ausdrückliche Genehmigung derselben Polizeibehörde gefunden
hat , die erst vor wenigen Tagen alle Versammlungen und
Kundgebungen des verfassungstreuen republikanischen Schutz¬
bundes verboten hat . Von parlamentarischer Seite sind Schritts
eingeleitet , um von dem Minister des Innern — das ist Herr
v . Kahr — wegen dieser Duldung einer bewußten Hetze gegen
die Reichsregierung und einer Störung des inneren Friedens
Rechenschaft zu fordern .

Unter den Augen der Behörden ereignete sich gestern abend
eine weitere für die Zustände in München bezeichnende Stö¬
rung der öffentlichen Ordnung . Nach Schluß einer Massen¬
versammlung der „ National -Sozialistischen Arbeiterpartei "
zogen einige tausend Teilnehmer geschlossen durch die Stra -
tzen , um vor zwei Hotels,- in denen Mitglieder der Entente -
kommisfionen wohnen, zu demonstrieren . Im Vorbeimarsch
erzwang die Menge die Schließung eines vornehmen Kaba¬
rettlokals und wandte sich dann dem Deutschen Thew'er zu , wo
als letzte der durchRegierungsverbot aufgehobenen Faschings¬
veranstaltungen der zweite Presseball stattfand . Die Demon¬
stranten umlagerten länger als eine Stunde lärmend und
patriotische Lieder singend das Haus , ehe die Polizei einschritt.
Mehrere Skandalmacher , die in die Theaterräume eingedrun¬
gen waren , wurden verhaftet , zwei von ihnen mußten aber
wieder sreigelassen werden, da sie sich — als Mitglieder der
Polizei legitimierten .

Die „Bayrische Staatszeitung " erinnert mit Recht daran ,
daß Bayern noch den Belagerungszustand habe, Umzüge also
verboten seien. Das Regierungsorgan gibt bei dieser Ge¬
legenheit der Verwunderung Ausdruck, daß die Polizei , ob¬
wohl ihr bekannt gewesen sei, daß die Demonstrationen ge¬
plant waren , nichts getan habe, sie zu verhindern . Die mit
dem Hakenkreuz geschmückten Demonstranten riefen bei ihrem
Zuge durch die Stadt : „Die Reaktion marschiert ! Und damit
hatten sie recht! "

Tum Ml Ikrerkboss
schreibt die Franks . Ztg . :

„Man wird es der Deutschnationalen Partei nachfühlen
können, wie unangenehm ihr gerade jetzt vor den Wahlen die
Ausbreitung der schweren Beschuldigung«, sein mutz , die gegen
ihr Fraktionsmitglied van den Kerkhoff erhoben werden. Sie
hat deshalb den Versuch gemacht, der peinlichen Affäre die
Spitze abzubrechen, indem sie durch den Abgeordneten Schultz -
Bamberg an den Finanzminister das Ansinnen stellen ließ,
für den der Steuerhinterziehung beschuldigten Abgeordneten
van den Kerkhoff eine Ehrenerklärung abzugeben. Das war
kühn, aber, wie die Dinge lagen , unvorsichtig und hat gerade
das Gegenteil der beabsichtigten Wirkung zur Folge gehabt.
Denn in der Debatte , die dieses Reinwaschungsmanöver im
Hauptausschutz des Reichstags auslöste, wurde festgestellt, daß
ein gegen van den Kerkhoff eingeleitetes Verfahre « wegen Bei¬
hilfe zur Steuerhinterziehung nur mit Rücksicht auf dessen Immu¬
nität als Abgeordneter eingestellt wurde, daß wichtige Akten, die
zur Aufklärung des Tatbestandes hätten dienen können, anf
geheimnisvolle Weise verschwunden find, und endlich , daß Herr
v . d.. Kerkhoff in großem Umfang jene dnnkle Geschäfte betrieben
hat , die über ein besonderes Konto „Schmiergelder " zu laufen
pflegen. Schade, daß mit den verschwundenen Akten auch die
Bücher, in denen diese Posten als „Vergütungen " einzeln aus¬
gezeichnet waren, abhanden gekommen sind. Sie hätten viel¬
leicht die eigenartige Rolle, die der Abgeordnete v . d - Kerkhoff
bei der in der Angelegenheit der Deutschen Werke A -G . viel¬
genannten Firma Wagner und Englert gespielt hat , ein wenig
erhalten und darüber hinaus zu dem Thema Korruption wert¬
volles Material liefern können. Für die Vergehen des Abg.
v . d . Kerkhoff wird, wie in der Aussprache von fast allen Red¬
nern mit erfreulicher Einmütigkeit betont worden ist, kein an¬
ständiger Mensch dessen Fraktion verantwortlich machen wolle«
oder können. Für die Deutschnationale Partei selbst aber wird
der Fall Kerkhoff hoffentlich eine heilsame Lehre sein - Sie , die
sich feit zwei Jahren aufspielt , als habe sie allein die Begriffe
politische Anständigkeit, nationale Würde und staatsbürgerliches
Pflichtbewußtsein in Erbpacht genommen, und die mit der Ent¬
rüstung über die Verfehlungen des Abgeordneten Erzberger
monatelang ihre politischen Geschäfte gemacht hat , wird vielleicht
daraus lernen, daß die Mitgliedskarte zur Deutschnationalea
Partei noch kein Zeugnis für die moralische Unbescholtenheit
ihrer Inhaber ist, und daß Korruption und die anderen Mich «
Berfallsrrschrinungen unserer Zeit kein Produft der Revolution und
der Republik find, sondern schon vorher im monarchisch«« Deutsch¬
land ihre giftigen Blüten getrieben haben . Sie konnte daß
gestern sogar von Herr« Hrlfferich bestätigt hören, der sich zu
dem in seinem Munde immerhin bemerkenswerten Gestand»»
bequemen mußte , daß er schon während des Krieges die Zunah« «
der Korruption habe beobachten müsse«. In den zahllosen Ago
tationsreden , in denen er seit Jahr und Tag das neue Deutsch¬
land in den Schmutz zu ziehen, und »« m-tzorem xiormm der
Vergangenheit der Demokratie alle Sünden des alten Regime-
an die Rockschösse zu hängen versucht, har Herr Helfferich von
dieser Beobachtung geflissentlich geschwiegen . Bei einem poli¬
tischen Gegner würde er solche Handlungsweise sicher als
Mangel an politischen Anftandsgefühl und Ms Demagogie
auslegen . Und er hätte recht damit ."

Die Reichstagsfraktion der deutschnationalen Bcirrspartei teilt
zu dem Fall ihres Mitgliedes van den Kerkhoff mit, van de«
Kerkhoff habe angesichts der von dem Reichsfinanzminister
Dr . Wirth im Hauptausschuß des Reichstages gegen ihn
hobenen Beschuldigungen der deutschnationalen Fraktion des
Reichstages fein Reichstagsmandat sofort zur Verfügung ge'
stellt. Die Fraktio »^ habe in eingehender VerhaiMung

^
E»

klarungen van den KerkhostS entgegengenommen . Sie >ay
Grund dieser Erklärungen keinen Anlaß , von dem Angebot «es
Abgeordneten auf Mandatsniederlegung Gebrauch zu mache»«-



Lin bolländitckes LlrteU über
Gbertcblesien .

«xxB . Berlin , 7. Febr - Der Berliner Korrespondent des
« ieuwe Courant " sagt aufgrund einer Reise in Oberschlefien,

2 »» «ifelh«P halte e» die französischeBesatz »»« unter General Lernnd
Mtzig « it de» Pake», und eS sei dri»gc»d erwünscht, das» di»
Mn» »!sr» aus Oberschlefien verschwinden , um den Italienern und
Kalandern Platz zu machen. Der Korrespondent betont ferner
»je Sachlichkeit der dentsche» Prvpazanda in Oberschlefien. während
die P»>» r* einer sachliche» Prapagavda nicht in der Lage seien nnd
W, Mittel Geld sowie eine sorzsöltiz or, «mjiertr «nbarncherzi- e
Lrwrifienrng der deutsche« Bevölkern», seien-

Die kranzöllkb-polnikke Latente .
Anläßlich der Reise der polnischen Staatsmänner nach Frank -

« ich haben die französisch « und die polnische Regierung folgende
MMeinsame Erklär» - beschlossen : . Die Regierungen Frankreichs
joid Polens , von der gleichen Sorge erfüllt , ihre Sicherheit und
Hrn Frieden in Europa zu wahren, haben erneut die Gemein ,
»« ckeit der Interessen anerkannt , die die beiden befreundeten
Zünder eint. Sie find einmütig in der Bestätigung ihres Willens ,
ihre Anstrengungen zu vereinigen, um zur Verteidigung ihrer
Höheren Interessen den engen Kontakt aufrechtzuerhalten .- Diese
Erklärung teilte Ministerpräsident Briand, der mit dem polnischen
Minister des Äußern, Sapieha, eine lange Unterredung hatte , am
Nachmittag bei einem Empfang dem Botschafter Englands mit .

Deuttcb-englitcbe Liquidattonskragen .
Zwischen der deutschen und der englischen Regierung war ein

Schiedsvertrag über die Auslegung einer Bestimmung des Friedens .
Ertrages vereinbart worden. Es handelt sich um die Frage , ob
britische Untertanen verlangen können, daß liquidierte Vermögens -
Dicke , soweit sie noch vorhanden sind , in «atura zurückgegeben
werden . Die deutsche Regierung vertritt im Gegensatz zur bri.
Aschen Regierung d« l Standpunkt , daß die englischen Kriegs,
- esetze als allgemeine Liquidationsmaßnahmen zu gölten hätten
mid demnach die Engländer keinen Anspruch auf Restitution iu
» i»ra hätten . Die britische Regierung hat letzt mitgeteilt , daß
M auf den Schiedsspruch verzichte und den deutsche» Standpunkt
«mrkeune .

llrurze polit. Nsckricbten.
* Die zweite deutsche Goldsendung . Aus Paris wird ge¬

weidet: Aus Berlin find 75 Millionen Franken in Gold ein-
Detrosfen , welche für gemeinsame Rechnung der Alliierten und
«ssoziierten Regierungen bestimmt sind. Die Goldkisten,
welche die Summe enthielten , wurden nach genauer Prüfung
tu die Bank von Frankreich gebracht. Es ist dies die zweite
Geldsendung seitens Deutschlands .

* Freizügigkeit der Arbeitnehmer . Der ReichsarbeitSmini .
Wir hat sich nach verschiedenen Mältern für die baldige Auf¬
hebung der die Freizügigkeit einschränkenden Bestimmungen
der Verordnung über die Freimachung von Arbeitsstellen er,
Wirt. Da auf Befragen die Landesregierung und die Spitzen,
»erdände der Arbeitgeber dieser Auffassung des Ministers b : r.
« treten find, steht die Wiederherstellung der Freizügigkeit der
Arbeitnehmer bevor.

* Die ersten amerikanischen Milchkühe. Der Dampfer .We .
rrow " ist mit rund 749 amerikanischen Milchkühen an Bord
Bremen angekommen, wo der Transport ausgeladen wird .

* Auslosung der schlesischen Landwirtschaftskammer , Das
- reuische Staatsministerium hat sich in seiner letzten Sitz ' mg
» it Vorgängen bei der letzten Versammlung der Landwirt »
stdaftskammer von Schlesien in Breslau besaßt , bei der es»
wie gemeldet, zu monarchistischem Kundgebungen gekommen
war. Das Staatsministerium hat beschlossen, wegen dieser
Vorgänge die Kammer auszulSseu.

* Das preußische Staatsministrrium hat beschlossen , dar
lbkonomiekollrginm aufzulösen .

* Eine Kundgebung in München. Am Sonntag mittag fand
«uf dem Odeonplatz vor der Feldherrnhalle in München eine
Protestversammlung gegen die Ententenforderungen statt, an
»er sich etwa 20000 Menschen beteiligten .

* Lärmszenen im Danziger Bolkstag . In der FreitagSfitzung
des Volkstages kam es zu außerordentlich erregten Auftritten ,
die bei der Debatte über die Freimachung des vom Danziger
Parlament in Benutzung genommenen ehemaligen General -
» mmando zu Wohnzwecken für General Haking zum Ausbruch
kamen.

* Ein amerikanischer Vorschlag. . Central News " meldet aus
Washington, daß Senator Francis der Regierung der Ver-
einigten Staaten einen Antrag vorlegen will, in dem er fordert»
öaß die Silierten zur Herabsetzung dar deutschen Entschädigung
auf drei Milliarden Pfund Sterling überredet werden sollen.

* Rücktritt des griechischen Kabinetts. Nach dem « Petit Parisien "
Wird aus Athen gemeldet, daß das Kabinett Rhallis demissioniert
habe.

^

Waditcke Aebertickt.
Kadircber Landtag.

Der HaushaltauSschutz des Badischen Landtags hat die Be»
Mttung über den Gesetzentwurf betreffend die Ergänzung und
Regelung von Bezügen der Ruhegehaltsempsängxr und Hi»,
wrbliebenen zu einem erheblichen Teil durchberaten . Der An-
Ggung des Haushaltsausschusses entsprechend hat die Regir -
« ng dem Entwurf einen Zusatz beigefügt, durch den für die
^ Suge der Altruhegehaltsempfänger und für die Witwenbe -
E«ge in den oberen Gruppen der Einzelg ehälter ein» Höchst.
Menze dahin festgesetzt wird , daß die elfteren 22 000 M ., die
Wtzteren 9000 M . nicht übersteigen dürfen , wozu jeweils noch
^ Teuerungszuschläge hinzutreten . Diesem Zusatz wurde
nMsrimmig zugestimmt.

Die Förderung der MebzuLt in Waden .
Im Ministerium des Innern fand am 5 . Februara Js . vormittags S Uhr unter dem Vorsitz von Minister« rmmele «me Besprechung über die künftigen staatliches

Maßnahmen zur Förderung der Rindviehzucht statt, zu der
Mkttreter der Zuchtverbände, Zuchtgenossenschaften, sonstiger

Körperschaften und Verbände , der Tier »a^ tekammer und des Vereins badischer Staatstierärzte , sowied« Zuchtinspektoren, Landwirtschaftsinspektoren und eine Au.
technischer Leiter von Züchtervereinigungen geladen

In einem eingehenden Vortrag gab Oberregierungs -
" ehftnmeier einen Überblick über die bisherige Entwick-

Viehzucht in Baden und stellte dann eine Reihe
aus, die für die künftige Förderung unserer

Rindviehzucht mit staatlichen Mitteln maßgebend

Der . glänzende Aufschwung, so führte der Redner u . a . auS,den die badische Viehzucht in den letzten vier Jahrzehnten vor
dem Kriege genommen hrtte läßt erknnen , daß die bisher ein-
gefchkn- enen Wege gut waren . Der Krieg hat aber dann auf
die badische Viehzucht, deren Hauptträger der kleinbäuerliche
Betrieb ist, besonders schädigend eingewirkt. Nun gilt eS, daß
was in diesen verlustreichen Jahren verloren gegangen ist,wieder durch planmäßige , zielb«wußte Arbeit aufzubauen .
Hierbei müssen auch die während des Krieges gemachten Er¬
fahrungen nutzbringend verwendet und die durch die Kriegs¬
folgen bedingten Verhältnisse berücksichtigt werden .

Zunächst muß an dem bisherigen Auchtziel festgehalten wer-
den, und deshalb müssen die im Lande gezüchteten Viehschläge
auch weiterhin beibehalten werden, da sie den wirtschaftlichen
Verhältnissen des Landes angepaßt find. Diese fordern die
Zucht von Biehschlägen, welche die drei Nutzungseigenschaften
LWlchergiebigkeit , ÄttbeitStüchtigkeit und Maftfähigkeit in
gleichmäßig vollkommen ausgebildetem Maße nebeneinander
ausweisen. Wir müssen eine bodenständige Zucht schaffen ;
Liese muß auf genossenschaftlichem Wege gefördert werden.
Die Züchtervereinigungen müssen die Voltzugsorgane der
staatlichen Maßnahmen sein .

Ein Haupterfordernis ist die Zucht auf Leistung. Sie er¬
fordert vor allem die Herbeiführung der Gesundung und Ge-
funderhaltung der Zuchtbestände, sowie die Förderung von
Einrichtungen für eine naturgemäße Aufzucht und die plan -
mäßige Bekämpfung der die Zucht besonders schädigenden
Krankheiten . Am Farrenhaltungsgesetz , das auch den neuzeit¬
lichen Anforderungen genügt, muh festgehalten werden . Die
vier Aarrenanfzuchtstationen des Landes sollen beibehaltenwerden . Es soll alles daran gesetzt werden , den Bedarf an
Zuchtfarren aus dem Lande selbst zu decken . Die für die Ge¬
meinden nötigen Zuchtfarren können in Baden leicht selbst
aufgebracht werden.

Bewährt haben sich auch die Jungviehweiden , die nach Mög¬
lichkeit zu vermehren sein werden. Sie bedürfen aber einer
Verbesserung hinsichtlich der Bewirtschaftung des Weidege.
ländes . Eine staatliche Unterstützung für diese Weiden kann
künftig nur dann gewährt werden, wenn ein sachgemäßer
Wirtschaftspla » aufgestellt und durchgeführt wird . Es emp¬
fiehlt sich zugleich , daß die Weideleitungen ihre Erfahrungenuntereinander austauschen.

Die genossenschaftliche Rindviehzucht solle auch in Zukunft
gefördert werden. Nötig ist hier der Ausbau der bestehenden
Zuchtvereinigungen und eine lückenlose Ausgestaltung des
AuchAuchwefens. Vor allem aber muß auf eine gründliche
züchterische Kleinarbeit hingewirkt werden. Die Zuchtleiter
müsse» mit den einzelnen Züchtern in engste Fühlung treten .Eine weitere wichtige Maßnahme ist die Durchführung der
MilchleistungSprüsung, die künftig zu einer dauernden Ein¬
richtung ausgestaltet werden soll .

Mit der Veranstaltung von staatlichen Zuchtviehschauen muß
vorläufig noch etwas zugewartet werden, da wir noch zu starkunter den Nachwirkungen des Krieges und den Gefahren der
Maul - und Klauenseuche stehen . Bei den Schauen muß in¬
sofern ein Ausbau stattfinden, als sie tunlichst in reine Lei-
fiungsprüfungen umgewandelt werden . Der Grundsatz mutzin Zukunft heißen : . Ohne Leistungsnachweis kein Preis .

"
Die staatlichen Schauen werden in der Hauptsache beschränktWerden müssen auf im Lande gezüchtete Zuchtfarren mit ein¬
wandfreiem AbstammungsnaÄveis und auf selbstgozüchteteKühe mit nachgewiesener Leistung (Zuchtleistung, Milchlei.
stung). Weitere Scharen (Jungvieh , Kalbinnen , Zuchtfami»
lien . Stallschauen ) können den Züchtervereinigungen iAberlas-
fen werden.

Nachdem der Referent dann noch kurz auf die Bekämpfungder Tierkrankheiten und auf die Viehversicherung eingegangenwar , betonte « zum Schluffe seiner Ausführungen , daß auchsn de» nicht zu den Zuchtgebieten gehörenden Bezirken darauf
hingearbeitet werden soll, daß die Milchviehhalturigen daselbst
ihren Bestand tunlichst aus eigener Nachzucht und nicht durch
Zukauf ergänzen.

Diese klar und übersichtlich vorgetragenen allgemeinen Richt¬linien fanden bei allen Erschienenen lebhafte Zustimmungund mehrfach wurde aus der Versammlung heraus der Re¬
gierung der Dank für die grundlegenden Maßnahmen zur
Förderung der Vie^ ucht in Baden ausgesprochen. Die an -
schließende Aussprache brachte noch eine Reihe wertvoller An¬
regungen . Vor allem wurde auch der Wunsch geäußert , daßdie von dem Referenten vorgetragenen Grundlinien in der
Presse allen badischen Landwirten zugänglich gemacht werden
sollen. Nachdem Minister Remmele noch einmal in einem
Schlußwort die Grundgedanken zusammengefaßt und einige
Wichtige allgemeine Gesichtspunkte in den Vordergrund gestellt
hatte , wurde die Sitzung gegen 1 Uhr geschlossen.

Lur Sozlalillerungsfrsge.
Am letzten Donnerstag abend sprach in einer Gewerkschafts¬

versammlung in Schwetzingen Gewerkschaftssekretär Brümmer,
Mannheim über die Sozialisierung . Nach einem Bericht der
„Schwetzinger Zeitung " führte Brümmer in seinem Referat
u . a - folgendes aus :

. Die Sozialisierung lasse sich nicht durch eine Handbewegung
erreichen, sondern sie müsse planmäßig vor sich gehen. Die
Bollsozialisierung von Industrie und Landwirtschaft sei das
unverrückbare Ziel des Sozialismus , aber eine Vollsozialisierungim Augenblick, d. h. sofort Knall und Fall durchgeführt , wgreein sehr gefährliches Experiment , für das Arbeiterführer , die eS mit
dem Wähle der Arbeiter ernst nehmen, die Verantwortung nicht
übernehmen könnten . Nicht einmal Rußland habe heute, wie der
Redner an Hand von einigen Mitteilungen der Bolschewisten
auch aachwies, die Vollsozialisierung. Noch viel weniger könne
dies heute in Deutschland plötzlich der Fall sein, das ein In¬
dustriestaat sei ; ein Land , das vom Export lebe und diesen
Verhältnissen unter allen Umständen Rechnung tragen müsse,wenn die Sozialisierung zum Segen des Volkes gereichen sollte.
Eine Hanptbedingmig für die Bollsozialifierung sei e» sodann auch,
daß der Geist sozialisiert sei. Er dürfe es der Arbeiterschaft
nicht verhehlen, daß, wenn sie einmal die Macht in den Händen
habe, alle Kräfte angespannt werden müßten im Interesse der
Allgemeinheit. Wir müßten uns dazu bequemen, länger als achtStunde« zu arbeiten. Die Sozialisierung müsse bei der sogen.
Schlüsselindustrie, dem Bergbau (Kohle , Kali, Erze), der Schwer ,
industrie , der Krafterzeugung , dem Bank- und Börsenwesen
beginnen , alle» andere würde organisch von selber Nachfolgen"

Irurze MaLri<Dten aus Waden .
I-kO . Ein in Karlsruhe abgehaltener Obermeistertag der

badischem Metzgermeistrr, dem auch Vertreter der Regierung ,der Preisprüfunasitelle , des badischen Bauernvereins u - d d :s
badi ' ^ -n Viehhändlerverbandes anwohnten , lehnte einstimmigdie Planwirtschaft ab und forderte die Hebung unserer Vieh¬
zucht im allgemeinen, die Zufuhr und Freigabe von Kroktfut -
termittel » die Ausschaltung aller verteuernden bürotratti '

ck en
Zwischeninstanzen und Zwangsmaßnahmen , Einführung „ »
Staffeltarifen . Der genossenschaftliche Zusammenschluß der
Metzger Badens soll eine weitere Förderung erfahren .

» HeideScrg. 6. Febr - (Wolfis Wie das . Heidelberger Tage ,
blatt " hört , stellte die Süddeutsche Disconto-Gcsellschaft in Mann ,
heim der Heidelberger Universität zu wissenschaftlichen Zwecken100000 M . zur Verfügung . Einen Betrag in gleicher Höh»
erhielt die Freiburger Universität, während der Karlsruher Hoch,
schule 50 OM M . überwiesen wurden .

l .? v . Heidelberg, 7. Febr . In Leimen kam Sonntag »
nacht ein in Wiesloch arbeitender Zimmermann Hermann
Rosch von Neckarmühlbach noch in der vierten Morgenstund »in den Tanzsaal einer Wirtschaft. Er begann zu lärmen undwurde hinausgewiesen . Sogleich kehrte er wieder um und
schoß aus einem Revolver in den Saal hinein . Ein verhei¬rateter Mann von 45 Jahren , der an dem Streit keinerlei» nt .eil gehabt hatte , wurde getötet und der Gastwirt leben ».
Aefährlich verletzt. Dann schoß der Täter auch auf sich selbst.Nach einer späteren Meldung ist der schwer verletzte GastwirtJakob Krauth wenige Stunden nach der Tat gestorben auchder Mörder selbst erlag seiner Verletzung, so daß die Tat drZ
Opfer gefordert hat.

Lahr , 7. Febr . Nach der .Lahrer Ztg .
" ist der Fund vomTeilen eine« Franenkopfes , der in der letzten Woche bei der

Revision eines Schnellzuges Berlin - ^Sasel gemacht wurde ,nicht auf ein Verbrechen, sondern auf einen schweren Ung.ückS.fall zurückzuführen sein . Auf dem Vorgelände des BahnhofesLangenselbold bei Hanau waren am 3 . Februar zwei Frvu .- ntot gefahren worden , die mit dem Personenzug aus der Rich-
tung von Fulda gekommen waren . Der Fuldaer Personenzuqhatte infolge einer Verspätung des Frankfurter Schnellzuge»keine Einfahrt und mußte vor dem Bahnhose halton . Tiebeiden Frauen glaubten , ihr Zug befände sich bereits auf dem
Bahnhose und stiegen aus . Dabei wurden sie von dem Schnell¬
zuge zermalmt .

Aus der Landesbauptttadt .
* Den Wohltätigkeits- und Presseballder in der städtischen Festhalte veranstaltet wurde, nahm , wi »wir schon gestern schrieben , einen Verlauf , der den Veranstal .lern alle Ehre machte und namentlich dem Festausschuß eingutes Zeugnis gusstellte. Der Andrang war . autzerorbentnÄstark, waren doch schon einige Tage zuvor sämtliche Zintri ts .karten verkauft . Im Saale huldigten zu den Klängen der

Harmomemustk zum Teil in eleganten Kostümen, zum Teil, n Gesellschaftsanzügen dem Tanzvergnügen . An dem Tanz ,tournier beteiligten sich gegen 20 Paare , von denen ein großerTeil für die vollendete Ausführung moderner Tänze mitwertvollen Prämien bedacht werden konnte. -Im kleinen Fest,hallesaal gab eine Kabarettgruppe unter Leitung des Reqis.seurs des hiesigen Landestheaters Baumbach, in der geschätzteKräfte unseres Theaters mitwirkten , ihre Vorstellung. DieDiele war sehr stark besucht , ebenso auch der Bierauss bank imWiertunnel . Der soziale Zweck, dem die Veranstaltunq galt ,ist, wie heute schon gesagt werden kann , im vollen Maße in
Erfüllung ' gegangen .

*

Im nachstehenden geben wir noch ein Verzeichnis dankens»werter Spenden für das Pressefest wieder:Baer L. Söhne , Karl - Wilhelmstr. 26, 10 Flaschen Spiritus -
sen, Blos , Fr . Nachf ., Kaiserftr. 104, 1 Silhouette , 1 Damen -
föcher, "Blum , Karl, Kunstmaler . 1 gerahmtes Ölgemälde ,Blum , Robert , Generalvertreter des Hauses B . BeemtsmaL Söhne , Erfurt , 300 Zigaretten , "Brenneisen , Heinrich, Ma -ler , 1 gerahmtes Bild (Lithogr. ) „ Am Oberrhein ", Büchle, E .»Inh . Bertsch, 1 gerahmte Radierung . Zur Mittagszeit ", 1 ge.
rahmte Silhouette . Gute Nacht "

, Doert , Musikalienhandlung .1 Buch „Brahms " (von Walter Niemann ) , Ettlinger , Gebr .,Kaiserftr . ISO.' 3 Taschentücher , Fishels Schokoladenhaus.1 Bonboniere (Pralinees ), "Fütterer , I ., Stuttgart , 2 ger .Aquarelle , Gerber L SchawinSkh , Kaiserftr. 221, 5 Rahmenfür gestiftete Bilder , "Göhler, Herm., Professor, 1 ger. Ölge¬mälde „Terrasse am See "
, 3 ger . Aquarelle „ Beim Jäger¬wirt ", "Grether , F ., Kunstmaler. 1 Ölgemälde . Mulatte »Knabe ", "Haas , Gust., Kunstmaler, 1 Ölgemälde „Bäuerin "," Hempfing , Walter , Kunstmaler, 1 Ölgemälde „Zirkus in

Franken ", Keck, K., Konditorei, Kaiserftr. 82, 2 Flaschen Spiri -
tuosen , Köchlin Nachf ., Inh . O. Bastian, 1 Tänzerin (Majo¬lika ) , Kohlmeier , Aug. , Modellhaus, Karlstr. 7, 1 Abendkleid,"Kupferschmid, Kunstmaler , 1 Radierung „Karlsruher Pa -
rade ", *Luntz, Ad ., Kunstmaler, 2 Radierungen . "Majolika -
Manufaktur Karlsruhe , 1 Majolikaschale , 1 Majolikafigur
„Der Kuß " , "Mees L Löwe , Herren- und Knabcnbekleidung,1 gelbe Cutaway -Weste ,

"Mayerhuber, A., Bildhauer , 1 Sta -
tuette aus Gips , "Michel - Bösen , Damenkonfektion, 1 wollene
Sportsjacke , 1 wollene Sportsmühe , Molas Esteban, Weingroß .
Handlung, 15 Flaschen span. Wein, Moos, Geschw., Kunst-
Handlung, verschiedene Rahmen für gestiftete Bilder , Mosetter ,I . G ., Bürobedarfartikel , 1 Unterschriftsmappe, 2 Kartons
Briefpapier , "Müller , C. F . Otto, Kaiserftr. 138, 1 metall . ge¬triebene Schale, Müller , Fritz, Musikalienhandlung, 1 Wag-
nerbüste , Münzner SchuhhauS, Schützenstr . 17, 1 Paar Da¬
menlackschuhe , Paar , Heinrich, Juwelier , 1 Etui mit filb. Fe-
Lerhalter und Petschaft , 1 silb. Aschejnschale , Petry , I ., Wwe.,
Juwelier , 1 Glasschale mit Goldverzierung, "Pfefferte , Erwin ,Kunstmaler , 1 Radierung , 1 ger. Radierung „ Hochschwarz .
Wald", Schmid -Staub , Juwelier , 1 silb. Damenvorstecker , Schu¬
macher, Luise, Juwelierin , 1 filb . Bonboniere, 1 Paar Man -
schettenknöpfe (Tullasilber ) , Schwarz, Otto, Konditorei, 2 Kar -
Ions Pralinees , "Steinoel , Theo, Kunstmaler, 1 Radierung
„ Aus Ettlingen " , Strauß, '

Julius , Modewarenhaus , 1
Schwarwäldex Haube, Tafel , Musikalienhandlung, 1 Noten¬
buch, *v . Volkmann, Hans, Professor, 3 Radierungen , "Wag¬
ner , Karl , Kunstmaler , 1 ger . Ölgemälde „Sonniger Herbst¬
tag am Altrhein "

, Weiß, Jda , und Paula , Werkstätte fuv
künstliche Ausschmückung , 1 Teepuppe, Widmcmn , Fr ., Juwe »
lier , 1 filb. Teeseiher, 1 Abreißkalender, Zeumer, Wilhelm»
Großkürschnerei , 1 Pelzvorlage. (" Eigene Arbeiten ).

" Die Einwohnerzahl von Karlsruhe . Nach den» Statistischen
Monatsberichten der Landeshauptstadt Karlsruhe betrug di«
Zahl der Einwohner von Karlsruhe am 30 . September , 137 36g
gegen 13V 221 im Jahre 1913 und 144883 im Jahre 1019.
Der Geburtenüberschuß betrug im dritten Vierteljahr 1928
859, die Zahl , der Eheschließungen im Jahre 1920 1635 gegen1060 im Jahre 1913 und 1877 im Jahre 1919.

* Sprengung v»n Handgranaten . Die Reichstreuhandgesell-
ft hat gestern vormittag gegen 12 Uhr in Erfüllung deSl

riedenSvertrageS 600 Handgranaten im Hardtwald gesprengt .
Die Detonation war an verschiedenen Stellen der Stdt zu>
hören .

K»stümfest der „Konkordia". Der Gesangverein „Konkordia"
fetzte am Sonntag die Reihe der öffentlichen Bälle fort . Der
große Saal der Fefihalle war bereits um 5 Uhr gefüllt und im
Verlauf des AoendS wurde die gedrängte Fülle mitunter bc-
ängstigend , so daß man bedauerte, daß nicht auch hier der
kleine Saal und sonstige Nebenräume dem tanzlustigen Volk-
chen offen standen . Das fröhliche Treiben gestaltete sich mit¬
unter zu starker Lebhaftigkeit. Originelle Gruppen sorgten
für humoristische Intermezzos . Lusttae Ringelreigen füllten
sie Tanzpausen . Da dem Fest kein Nkotiv zugrunde gelegt
war , so war vom Straßenanzug bis zur Bajadere und zum
Phantasiekostüm alles vertreten . Um 1 Uhr trieb die Polizei » i
stunde die Tanzenden heim .



Vcrlckiedencs.
* LnrmhSnsrr »nd Wolkrukrahcr i» Dentschlemb. Bon zuständig«

Stelle » fahren die „ P . P . N-", daß die Projekte ^um Bau
von Turmhäusern und sogenannten Wolkenkratzern, tue in ver-
schie. enen Städten des Reiche- aufgetaucht sind , von diesem
Frühjahr ab zur Ausführung gelange« sollen, falls eS die
wirtschaftliche Lage ermöglicht. Da » preußisch« Münster« « für
VottS» «h>f»hrt, da» den Bau von Turmhäusern und Wolken ,
kratzern ausdrücklich gncheitzt , hält eS für notwendig, daß mög.
lichft hohe Gebäude mit Wohnungen errichtet werden, da hier,
durch einerseits Ersparnisse an Grund und Boden wie an
Material , auf der anderen Seite auch große Kostenersparnisse
einträtcn und so die Bereitstellung zahlreich « Wohnungen er.
»uöglicht werde.

* Eine vestrchuugSosflre . Der Verein gegen da» Bestechung »«
Unwesen in Berlin teilt Vorkommnisse au » der Beschaffung-«
stelle der preußischenSicherheitspolizei mit : Im letzten Sommer
schloß die Beschaffungsstelle einen Lieferungsvertrag mit der
Automobilvertretung Karl A. Klein in Berlin üb« 13V kleine
Patrouillenwagen für je 80000 M - ab . Klein hat mindesten»
den beiden Leitern der Abnahmeabteilung der Beschaffungsstelle
je ein goldenes Zigarettenetui au » ISkarätigem Gold geschenkt»
die einen Ladenpreis von 5000 bezw . 8000 M . haben. Klein
ließ seine Firma in die Etui » einprägen und bezeichnet « diese
dann als „Relameartikel " . deren Annahme nach der «Recht»
sprechung" völlig unbedenklich sei. Es handle sich ab« nur
um eine maskierte Bestechung. Der Bevollmächtigte des ge.
nanntvn Verein » erbat , da die beiden Angestellten rechtlich
nicht belangt werden könnten, die sofortige Aussperrung der
Firma Karl A- Klein von weiteren Aufträgen . Der Minister
sagte dies zu, sobald seine eigenen Ermittelungen ergebe«
rätten , daß die Firma tatsächlich die bezeichneten wertvolle«
Geschenke gemacht habe-

Vadilcke Leituiigsttimmeri .
<We» »« »» HU» oertiftenetich«» z»«u», »ft>mMt» lwernimm» du N«»Ni»nr »t« , p . iiltich » « e r » nt » » r I » , , D«e zntnn»»ft,MMn , dm-e, e«M Zn»«,K» veikntiernn» ; ft, tolle» Nu «Ptetiioe » NU» ^ pe» »o, »m, « ch s»,

ßhan,»^ ». »u ü> »«, «lau«, »«» ,»»> ^ t-ugen.)
Aufgeregte BorschlLge.

Der sozialdemokratische« «Mannheimer Bolksstimme" wird
von ihrem Berliner Mitarbeiter geschrieben :

«In Berlin , im Lkeichstag, besonders bei der Demokratischen
Partei , laufen jetzt ein paar aufgeregte Leute herum, die
durchaus das Vaterland retten wollen. Sie wissen nur nicht
recht, wie. Über das Parlament reicht ihre Seh . und Arm-
Werre nicht hinaus , und darum wollen sie die Rettung dort
beginnen , indem sie irgendwie an der Regierung herumpfnsche«.

Viel erörtert wird rn diesen Kreisen die Regierung der so»
genannten „nationalen Einheitsfront " . Zu ihrem Sprachrohr
hat sich das «Berliner Tageblatt " gemacht, das am liebsten eine
Regierung von Helffrrich bis Lrvi sehen würde, sich aber im
Notfall auch mit einer von Streseman » bi» Scheidemau« be»
gnügen will. Hinter den Kulissen wird unserer Patztri eifrig
gugeredet, in eine solche Regierung einzutreten , man appelliert
an ihre Vaterlandsliebe und rühmt das Ansehen, dessen sie
sich im Ausland erfreut . Mit ihrer Hilfe, meint man, müsse
es gelingen, die Lage, die durch die Beschlüsse von Paris ent-
standen ist, vermutlich zu verbessern.

Wenn wir an eine solche Möglichkeit glaube« könnten, dann
würden wir ohne mit der Wimper zu zucken, in die Regierung
wieder eintreten , wenn das für den Augenblick unserer Kartei
auch zum Schaden gereichte . Aber diese Möglichkeit ist nicht
vorhanden . Für eine Auslandspolitik , wie wir sie für richtig
halten , ist die richtige Zeit von Juni vorigen Jahres ab ver.
säumt worden. Zwar hat Herr Simon » sich redlich bemüht,die Politik in Bahnen zu halten , mit denen auch wir uns leid-
lich einverstanden erklären könnten, er ist aber nicht imstande
gewesen, sich gegen militärische Einflüsse» reaktionäre Trei¬
bereien und bayerische Widerstände mit dem nötigen Erfolg
durchzusetzen .

Vielleicht könnte eine Schwenkung der AuslandSpolitik aber
auch jetzt noch eine kleine Besserung herbeiführen . Aber auch

dir so Schweifung ist nicht möglich durch eine Regierung , deren
rechter Flügel die Deutsche Volkspartei bildet Das Vorhan »
- ensein einer monarchistischen und nationalistischen Partei in
der Regierungsmehrheit ist der Umstand, der von den Gegner «
Deutschlands stets zu ihrem Vorteil auSgeuiitzt werden wird.
Für eine Politik , die erfolgreich an die solidarische » Arbe irr .
interrsse» d« ganzen Welt appelliert , — und auch so könnte
sich natürlich nur allmählich durchsetzen —, fehlen nach dem
Ausfall der Reichstagswahlen die parlamentarischen Voraus ,
fetzungea.

Also , der nationale EiuheitSblock mit Stresemann ist als
sinnlos abznlehuen , die Wiederherstellung des alte » Block»
tväre eine unbefriedigende und «nannrhmbarr Lösung, die
Bildung einer Regierung , in der die Sozialdemokratie nach
außen und innen entscheidend de« To« angibt , ist beute ein«
Parlamentarische Unmöglichkeit . Die gegenwärtig« Regierung
muß daher ans de« Posten bleibcn und zusehe», wie sie die
Dinge meistern kann. Da die ganze deutsche Presse von der
«Kreuzzeitung " bi» zur „Roten Fahne " in der Verwerfung
der Pariser Vorschläge zur Wiedergutmachung einig ist. hat
si« in dieser Krage ohnehin die stärkste Stellung , die eine Re»
gierung haben kann. Ihre Sache wird e» sein, diese Stellung
mit der nötigen Geschicklichkeit anszuniitze».

Es gibt nun wieder auch Leute, die meinen, besonders schlau
zu fein, wenn sie der Regirr ««, raten » ihre Ämter nieder-»,
lege « und den Parteien rate «, sie sollten die Berufung in eine
nrue Regierung ablehnrn . Deutschland würde dann nur noch
eine Verwaltung haben, die das Nötigste in Ordnung halte,
aber keine politische Spitze, die auf dem Vertrauen der Volks¬
vertretung basiere und mit der das Ausland verhandeln könne .
Eine solche Demonstration , meinen sie, würde im Ausland den
stärkste « Eindruck machen , sie würde die Entente unter Um¬
ständen zwingen, selber die Regierung Deutschland» und die
Eintreibung ihrer Forderungen in die Hand zu nehmen» sie
allein würde dann die Verantwortung zu tragen haben.

Um dieses waghalsige Projekt zu untersuchen, muß man
ruhig die Lage betrachten, die durch die Pariser Beschlüsse
geschaffen ist . Bekanntlich nennen die Entenreregierungen
se 'bst ihre Beschlüsse zur Wiedergutmachungsfrage nur Pro¬
positionen, Vorschläge , und sie laden die deutsche Regierung
ein, diese Vorschläge am 28. Februar in London mit ihnen zu
besprechen . Welcher Eindruck würde nun entstehen, wenn am
28 . Februar überhaupt keine deutschen Vertreter «ach London
kämen, weil es dann keine verhandlungSfähige deutsch« Re¬
gierund gäbe ? Es würde der Eindruck entstehen, daß Deutsch,
land gegen jede Wiedergutmachung Obstruktion triebe , daß e»
sich tot stelle, daß es überhaupt nichts zahlen wolle. Unter
diesem Eindruck würden der öffentlichen MeinunL de» An»,
lande» auch die härtesten Maßregel « der Entente gegen
Deutschland gerechtfertigt erscheinen.

Au» all dem folgt : Die Regierung muß bleibe«, sie muß
nach London fahren und verhandeln . Sie muß dort für alle,
die sehen wollen und können, die krasse Unmöglichkeit der Pa -
riser Vorschläge beweisen. Alles andere ist spätere Sorge ."

Leittcbrittenlcvau .
„Rene Frauenkl -idung und Frauenkultur ". Zeitschrift für

persönlich « künstlerische Kleidung, Körperkultur und Kunst-
hanswerk . XVII . Jahrgangs Mit Schnittmusterbogen . Her-
ausgegeben von der Werbestelle für deutsche Frauenkultur
Karlsruhe . Verlag der G . Braunschen Hofbuchdruckerei Karls ,
ruhe i. B. Bezugspreis ab 19L1 : Jährlich 8 Heft« 30
halbjährlich 15 M ., Einzelheft 6 Mt

Aus dem Inhalt des WinterhesteS : Unsere Aufgaben im
neuen Jahr . — Puppen von Marion Kaulitz, München. Von
G . Doll . — Die Frau als Trägerin künftiger deutscher Kul-
tur . Zwei Beiträge von Dr . B . Herrmann und C . v. S . —
Vom Geheimnis der Farben von Professor Hartstein . Mün¬
chen. — Kostüme von G. Doll . — Zu den Arbeiten der Schule
Reimann in Berlin von Professor Segmiller , — Goethe und
die Werkkunst. — Was bedeutet Oberschlesien für die deutschen
Frauen von Alice Salomon . — Plaudereien über neue Bücher
von Curt Amend. — Anna Croissant-Rust von Dr . W . C.
Oeftering , Karlsruhe -Rüppurr . — 31 künstlerische Bildauk.
nahmen und 14 Schwarzweiß -Zeichnungen. — Schnittmuster »
bogen .

Vtantsanzeiger.
Das Staatsministerium hat unter dem 17 . Januar d . I .

beschlossen» den HanüelÄehrer Heinrich Heuler von der Ge¬
werbe» und Handelsschule in Haslach i. K . > > r Eigen¬
schaft an die Handelsschule in Bruchsal zu ve - se . n,

di« nachstehend genannten Handelslehrkandidalen zu Ha«.
delslehreru an den jeweils beigesetzten Anstalten zu ernenne ,
und zwar : August Spall von Ballenberg an der Ĝewerbe - untz
Handelsschule in Haslach i . A« Karl Grupp von Kl. Eislinge »
(Württemberg ) an der Handelsschule in Offenburg und Wil»
Helm Meier von Freiburg au der Handelsschule in Frei ,
bürg .

DaS Ministerium de» Kultus und Unterrichts hat unter «
28. Januar d. I . dem Hauptlehrer Heinrich Bender an der
Volksschule in Donaueschingen die Stelle eine- Schulleiter ,
an der genannten Schule mit der Amtsbezeichnung Rektor
übertrage «.

Vom Justizministerium ist unterm 12. Januar d. I . G«.
richtsassessor Vr . Otto Schötensack au » Freiburg als Rechts«»«
Walt beim Landgericht Heidelberg mit dem Wohnsitz in Hei.
delberg zugelaffea worden.

DaS belgische Konsulat in Frankfnrt betr .
Nach Mitteilung der belgischen Regierung ist der Kreitz

Mannheim , der zuletzt zu dem Amtsbezirk de» belgischen Ge¬
neralkonsulats in München gehörte, nunmehr tvreder de«
belgische« Konsulat in Frankfurt a . M . zugeteilt worden.
Demzufolge wird der Kgl . belgische Konsul daselbst, Herr
R . Chaidro«, zur Ausübung konsularischer Funktionen im
Kreise Mannheim zugelassen. DaS übrige badische Staats¬
gebiet bleibt auch fernerhin dem Generalkonsulat in Mönche«
zugeteilt .

Karlsruhe , den 2. Februar 1221 .
' Badische » StaatSministerknm .

Die Wahl eine» Dekan» für dr» Kirchenbezirk NeckarbischofS.
. hei « betr .

Pfarrer Ernst Welgele in Siegelsbach ist von der Bezirks»
stmode Neckarbischofsheim auf 6 Jabre zum Dekan gewählt
«ad als solcher kirchenobrigkeitlich bestätigt worden.

Karlsruhe , den 29 . Januar 1921.
Ministerin « de» Kult «» und Unterricht».

Hummel . Humpert ,

Die paatSLrztliche Prüfung betr .
Der praktische Arzt an der Heil , und Pflegeanstalt in

Emmendinaen Dr . Walter Moog hat sich der in der lande»,
herrlichen Verordnung vom 19 . August 1896 in der Fassung
der landesherrlichen Verordnung vom 2S . Juli 1913 (Ge^
und B.Bt . 1896 S > 351 und 1913 S . 477) vorgeschriebenen
Prüfung für Staatsärzte unterworfen und ist für bestanden
erklärt worden.

Karlsruhe , den 28. Januar 1921 .
Ministerium dr» Inner ».
Der Ministerialdirektor :

I . A. : Rein . Drau »,

Die Mannheimer Maimarktlotterie bete.
Dem Landwirtschaftlichen Bezirksverein Mannheim wurde»

die Erlaubnis zur Veranstaltung einer Geldlotterie anläßlich
de» Mannheimer MaimarkteS» bei der 30000 Lose , das Stück!
zu 3,60 M. ausgegeben werden, erteilt .

Karlsruhe , den 3. Februar 1921.
Ministerium deS Inner ».

Remmele . Schmück.

Im Einverständnis mit dem Ministerium der ^Finanzen
wurde Jngenieurpraktikant HanS Räthling aus Karlsruhe auf
Ansuchen in der Liste der Jngenieurpraktikanten gestrichen.

Karlsruhe , den 2. Februar 1921.
Badisches Arbeitsministerimn . -

Der Ministerialdirektor :
Fuchs . FuchŜ
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Sta - t- anmeisterstelle.
Das Stadtbauamt ist neu zu besetzen. Geeignete,Im Bauwesen , besonders im Tiefbau erfahrene Be¬

werber mit technischer Schul - oder auch Hochschui-
Bildung wollen sich bis 1 . Mär - 1921 unter Angabe
ihrer Gehaltsansprüche melden. J -9012 -1

Gemeinderat Säckingen .

kruekkrsnlts
können ohne Operation und
Berufsstörung geheilt wer¬
den. Sprechstunde in KarlS
ruhe, Hotel Sonne am 12
Februar , von 9—1 Uhr.

vi ». »neck . Anvptz ,
Spezialarzt für Bruchleiden.

MgMe Rechtspflege.
a. Streitige Gerichtsbarkeit .

B 759 .2-2 Bade«. Firma
Wcrthcimer m»d Mendel ,
Dental -Depot Baden -Ba-
den, vertreten durch Rechts¬
anwalt Justizrat Reis in

Baden-Baden , klagt gegen
den Dentisten Karl Reite,
früher in Baden -Baden ,
jetzt unbekannten Aufent¬
halts , auf Grund der Be¬
hauptung , daß der Beklagte
ihrausWarenkauf 1869 M.
06 Pf . schulde und die Zu»
ständigkeitdes Amtsgerichts
Baden vereinbart sei, mit
dem Anträge auf eventuell
gegen Sicherheitsleistung
vorläufig vollstreckbare Ver¬
urteilung des Beklagten zur
Zahlung von 1869 M .06 Pf .
nebst 5"/, ZinsenauS828 M-
41 Pf ab 31 . Juli 1920,
aus 992 M. 95 Pf - ab 31 .
August 1920, aus 42 Mark
ab 30 . September 1920 und
aus 5 M . 70 Pf . ab 31 .
Oktober 1920 - Zur münd¬
lichen Verhandlung des
Rechtsstreits wird der Be¬
klagte vor das Amtsgericht
in Baden -Baden auf
Freitag, den 8. April 1921 ,

vormittags 9/ , Uhr
geladen.

Baden , 3 . Februar 1921 .
Der GerichtSschreiber des

Amtsgerichts .

V -760 -2L . Karlsruhe. Der
Schlosser Georg Friedrich
Maisenbach« in Baden , Pro -
zetzbevollmächtigter : Rechts¬
anwalt Or . Kahn in Baden ,
klagt gegen seine Ehefrau
Philo» « « geh. Kinz, zuletzt
wohnhaft in Metz . z. Zt.
unbekannten Aufenthalts ,
auf Grund der 88 1565 u.
1568 B -G^B . mit dem An¬
träge auf Scheidung der
am 2 Mai 1912 zu Gra -
fcnstadcn geschlossenen Ehe
aus Verschulden der Be¬
klagten-

Der Kläger ladet die
Beklagte zur mündlichen
Verhandlung des Rechts¬
streits vor die Hl . Zivilkam.
mer des Landgerichts zu
Karlsruhe auf Donnerstag,
21 . April 1921, vormittags

' /,9 Uhr, mit der Aufforde,
rung , sich durch einen bei
diesem Gerichtezugelassenen
Rechtsanwälte als Prozeß -
bevollmächtigten vertreten
zu lassen .

Karlsruhe , 3. Febr . 1921 .
Der GerichtSschreiber des

Landgerichts .

B .803 . Heidelberg , lieber
das Vermögen deS Kauf¬
manns Joseph Rhonheimr ,
wohnhaft in Neckargemünd,
z . Zt - an unbekannten Or-
ten. wurde heute am 5 Fe-
bruar 1921, vormittags 9
Uhr, das Konkursverfahren
eröffnet Rechtsanwalt Spitz
hier wurde Zum Konkurs¬
verwalter ernannt . Kon¬
kursforderungen sind bis
zum 15. März 1921 bei
dem Gerichte anzumelden .
ES wurde zur Beschluß¬
fassung über die Beibehal-
tung des ernannten oder die
Wahl eines anderen Ver¬
walters , sowie über die
Bestellung eine- Gläu¬
bigerausschusses und ein¬
tretenden Falles über
die im K 132 der Konkurs¬
ordnung bezeichneten Ge¬
genstände Tetmin vor dem
dieseitigen Gericht. Zim-
mer Nr - 27, anberaümt auf
Samstag , de» 5 März 1921 ,
vormittags9 Uhr, ferner zur
Prüfung der angemeldeten
Forderungen auf SamStag,
den - 2. April 18Sl, vormit¬
tags 9 Uhr . Allen Personen ,
welche einezurKonkurSmasse
gehörige Sache in Besitz ha¬
ben oder zur Konkursmasse
etwas schuldig sind , ist
aufgegeben, nichts au den
Gemeinsetmldner zu verab¬
folgen oder zu leisten , auch
die Verpflichtung auferlegt ,
von dem Besitze der Sache
und von den Forderungen ,
für welche sie aus der Sache
abgesonderte Befriedigung

in Anspruch nehmen, dem
Konkursverwalter bis zum
15- März 1921 Anzeige zu
machen.

Heidelberg, 5 Febr . 1921 -
GerichtSschreibrrei

. tzes Amtsgerichts 2.

V.804 . Hebelberg, lieber
das Vermögen deS Kauf¬
manns Friedrich Rdouhrimer
in Heidelberg. Gaisberg -
ftratze 53 . ist heute am 5.
Februar 1921 , vormittags
10 ' /, Uhr, das Konkursver¬
fahren eröffnet worden-
Der Rechtsanwalt Franz
Ullrich in Heidelberg ist
zum Konkursverwalter er¬
nannt worden. Konkurs-
ford rungen s

'nd bis zum
23 - März 1921 bei dem Ge«
richt anzumelde . i. Es ist
zur Beschlußfassung über
die Beiveyaitung des er¬
nannten oder die Wahl
eines anderen Verwalters
sowie über die Bestellung
eines Gläubigerausschusses
und eintretenden Falles
über die im Z 132 der Kon¬
kursordnung bezeichneten
Gegenstände Termin be¬
stimmt auf Freitag, de» 4.
März 1921 , vormittags 1l
Uhr, Zimmer Nr - 23 , und
zur Prüfung der angemel¬
deten Forderungen auf
Freitag, de» 1. April 1921 ,
vormittags 19' /. Uhr . Allen
Personen » welche eine zur
Konkursmasse gehör. Sache
in Besitz haben oder zur
Konkursmasse etwas schul¬
dig sind , wird aufgegeben,
nichts an den Gemeinschuld-
zn verabfolgen oder zu
leisten , auch die Verpflich¬
tung auferl gt. von dem
Besitze der Sache und von
den Forderungen , für wel¬
che sie aus der Sache ab¬
gesonderte Befriedigung in
Anspruch nehmen, dem
Konkursverwalter bis zum

26. März 1921 Anzeige zu
machen .

Heid Iberg , S Febr . 1921.
Der GerichtSschreiber
des Amtsgerichts 3.

Bcku »«tmach»ng.
V8I9 Heidelberg . DaS

Konkursverfahren über de«
Nachlaß des Phil . Rübsame »
Hotelier hier betr. Schluß¬
termin ist am
Ticnstag, 1 . März 1921,

vormittags 9 Uhr, -
Zimmer 23 deS Gerichts»
gebäudes.

Der Vermögensstand de«
Masse ist folg .' iider:
Aktivmasse M . 45 803.24-

Hiervon gehen ab :
1 . Massekosten M . 8 775 -24
2 Masseschul d. M . 7 783 28
zusammen M . 16 558 -52
Die reine Tcilungsmasse
beträgt demnachM.29249 -73
Davon entfallen auf :
a bevorrechtigteForderun¬
schon bezahlt M - 1000.—
b - die nichtbevorrechtigtea
Gläubiger M . 28 249 .72
somit 81^ 17 °/, .
Heidelberg, 4 . Febr . 1921 .

Der Konkursverwalter :
gez - Dr. Walter Degen ,
_ Rechtsanwalt . _

Nutzholzvrrsteigerun -
dcs FforstamlS Emmen -
dingen am Donnerstag »
den 17. Februar d. Js -,
früh S Uhr , im Schwarz-
wädcrhof in Emmen »
dingen aus Domänen -
wa d Teninger Atme « »»
6 Ster Eichenküferholz, 13
Ster Exlenrollen, 30 Eichen
I— V . Kl.. 37 Eschen M -
bis V . Kl . 12 Erlen . 1
Birke, 1 Hainbuche, 1 Ahorn >
und 5 Fichten. Aus den
Gebirgswaldunge » r 13
Eichen I . u . II . Kl-, 10 Aka¬
zien . 25 Eschen , 1 Buche ,
I Kirschb-, 4 Ahorn, 4 NE
bäume, 1 Birnbaum , 74
Nadelstammholz . Verzeichn s
nisse nach Abteilungen un-
entgeltlichdurch d. Forstamt .
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